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Veranschlagte Kosten für den
Regierungsflughafen

Planung 2008 ...............  125 Mio. €

aktueller Projektstand ...  310 Mio. €  

eigene Faust handelten, aber Kontakte
nach Nordafrika unterhalten. Die Spuren
führen ins salafistische Milieu. Noch im-
mer halten die Ermittler den gebürtigen
Somalier Omar D. für eine zentrale
 Figur, er ist derzeit der wichtigste Ver-
dächtige. Sein Anwalt weist eine Verbin-
dung seines Mandanten zu dem An-
schlagsversuch zurück.
Am Dienstag um 13.30 Uhr hatten Poli-

zisten D. in einem Call-Shop an der Bon-
ner Kölnstraße festgenommen. Ein Zeuge
habe ihn „mit hoher Wahrscheinlichkeit
als denjenigen wiedererkannt, der die Ta-
sche im Bahnhof Bonn abgelegt haben
soll“, heißt es in einem Bericht der Er-
mittler. Zwei Jugendliche hatten zu Pro-
tokoll gegeben, ein dunkelhäutiger Mann
habe ihnen die Tasche mit der Bombe
vor die Füße geschoben.
In Omar D.s Wohnung fanden die Er-

mittler „eine hohe Anzahl von Sim-Kar-
ten sowie Amphetamine und eine größe-
re Menge Bargeld“, wie die Beamten no-
tierten. D. wurde in Mogadischu geboren
und wuchs in Bonn auf, die Behörden
stufen ihn als Gefährder ein, seit er im

September 2008 an der Ausreise Richtung
Uganda gehindert wurde. Sein Freund
Abdirazak B., der damals gemeinsam mit
D. das Land verlassen wollte, soll heute
in Somalia in den Reihen der Schabab-
Miliz aktiv sein.
Für einen Haftbefehl wegen der Bon-

ner Bombe reichten die Indizien indes
nicht, die Angaben der Augenzeugen er-
schienen als zu wenig belastbar. Aller-
dings führen einige Spuren in das Milieu
um D. – etwa dass ein derzeit in Somalia
aktiver deutscher Islamist Ende Novem-
ber ankündigte, es müsse in Europa mal
wieder etwas geschehen. 
Abdirazak B. unterhält aus Somalia bis

heute intensive Kontakte nach Bonn. Die
Bundesanwaltschaft wertet die Puzzle-
stücke als „belastbare Hinweise“, dass D.
„über Verbindungen in radikal-islamisti-
sche Kreise verfügt“. Neben Omar D. ha-
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Ein lichter Kiefernhain wird den neu-
en Sonderterminal für Regierungs-
flugzeuge am Berliner Großflugha-

fen BER flankieren: Nicht monumental,
sondern märkisch bescheiden möchte sich
die Bundesrepublik ihren hohen Besu-
chern präsentieren. Helle Hölzer und viel
Glas prägen deshalb das Empfangsgebäu-
de. Könige, Präsidenten und Minister sol-
len Deutschland schon bei der Landung
als „einladend und offen“ sowie „heiter“
erleben.
So jedenfalls ist es in der Projektbe-

schreibung und in Animationen der Ar-
chitekten zu erkennen. Mehr gibt es bis-
lang nicht zu sehen, nicht mal der Grund-
stein wurde bislang gelegt. Dabei sollte
die Sonder-Lounge für Staatsgäste und
Regierungsmitglieder ursprünglich im No-
vember 2011 eröffnet werden – nun ist es
frühestens Ende 2016 so weit.
Nach Terminchaos, Planungsmängeln

und Kostenexplosionen beim Großflug -
hafen wiederholt sich dasselbe nun beim
kleineren, aber protokollarisch wichti gen
Regierungsterminal. Doch liegt die
Schuld diesmal nicht bei Berliner Pro-
vinzpolitikern und überforderten Flug-
hafenchefs. Verantwortlich ist die Bun-
desregierung.
Vor über zehn Jahren beschloss sie den

Bau eines Regierungsterminals neben
dem neuen Mammutflughafen. Doch

H AU P T S TA D T

Staatsgäste bei
Easyjet

Erst wurde der neue Großflug -
hafen zur Lachnummer, nun auch
der Berliner Regierungsterminal.

Nach acht Jahren Planung 
liegt nicht einmal der Grundstein.

ben die Ermittler mindestens zwei wei-
tere Verdächtige im Blick, darunter auch
jenen inzwischen offenbar namentlich be-
kannten Mann, der die Tasche zeitweilig
trug und dabei gefilmt wurde. 
Dass den Ermittlern überhaupt Bild-

material für die Tätersuche vorliegt, ha-
ben sie der Fast-Food-Kette McDonald’s
zu verdanken. Die Filiale an Gleis 1 des
Bahnsteigs hatte anders als die Deutsche
Bahn mitgeschnitten. Auf den Videoauf-
nahmen ist ein hellhäutiger, bärtiger Un-
bekannter mit Mütze, beigefarbener Ja-
cke und dunkler Hose zu sehen. Er betrat
das Schnellrestaurant am Montag um
12.49 Uhr mit jener blauen Sporttasche,
in der später die Bombe gefunden wurde.
Er schaute nach links, ging in Richtung
Speisenausgabe, drehte sich, schaute er-
neut in dieselbe Richtung und verließ den
Raum wieder.
Die neun Sekunden Filmmaterial er-

gänzen den bislang bekannten lücken-
haften Ablauf. Demnach machte gegen
13.03 Uhr ein junger Mann eine Bahn-
Mitarbeiterin am Info-Stand auf die Tasche
aufmerksam. Wenig später sprachen zwei
Jungen, die auf einer Bank an Gleis 1 ge-
sessen hatten, Bundespolizisten an und
meldeten die Tasche. Sie sollen darin
Drähte gesehen haben. 
Von Anfang an ermittelten die Staats-

schützer in der radikal-islamischen Szene.
Bereits zu Wochenbeginn observierten
sie ein Dutzend Personen im Großraum
Köln. Im Visier befand sich auch ein zu
mehreren Jahren Gefängnis verurteilter
Jordanier, der einst ein Gefolgsmann des
Qaida-Terroristen Mussab al-Sarkawi war.
Parallel dazu verglichen die Ermittler
 Observationsfotos von Aktivisten der So-
linger Salafisten-Szene um die verbotene
Gruppe Millatu Ibrahim. 
Für einen politischen Hintergrund

spricht, dass die Bombe an Gleis 1 zumin-
dest teilweise nach Plänen gebaut worden
sein könnte, wie sie im Internet von der
Terrororganisation al-Qaida verbreitet
werden: Sie enthielt einen Wecker, Bu-
tangaskartuschen aus dem Campingbe-
darf, Batterien, einen Glühdraht und Am-
moniumnitrat in einem Rohr.
Nur durch Dilettantismus entging der

Bonner Hauptbahnhof einer Katastrophe,
wie die Ermittler des Landeskriminalamts
Nordrhein-Westfalen rekonstruierten:
Schmauchspuren weisen darauf hin, dass
der Zünder bereits aktiviert worden war,
bevor ein Sprengstoffkommando der
Bombe mit einem Wasserstrahl zu Leibe
rückte. Dass sie sich nicht entzündete, lag
offenbar am zu schwachen Strom aus den
Batterien. Hätte die Zündung funktio-
niert, wäre es wegen eines weiteren Kon-
struktionsfehlers zwar zu keiner Detona-
tion gekommen – aber zu einer potentiell
tödlichen Stichflamme.

JÖRG DIEHL, HUBERT GUDE, 
FIDELIUS SCHMID, HOLGER STARK
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Bundesinnenminister Friedrich
„Handlungsbedarf an Bahnhöfen“
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Allerdings schien das heruntergekomme-
ne Gebäude, zu DDR-Zeiten als „Zen-
tralflughafen“ bekannt, dem Bund auf
Dauer nicht repräsentativ genug. Der
Terminal hätte „entkernt und auf den
Rohbauzustand zurückgeführt“ werden
müssen, argumentierte die Bundesregie-
rung. Dieser Aufwand erschien ihr zu
hoch.
Später kam ein Neubau im Südwesten

des BER-Geländes ins Gespräch – aus Si-
cherheitsgründen gefiel das dem Vertei-
digungsministerium nicht. Und dann strit-
ten verschiedene Ministerien auch noch
über den Standort eines angemessenen
„Protokollbereichs“, auf dem die Bundes-
wehr zum Empfang von Staatsbesuchern
aufmarschieren könnte.
So verging Zeit, während der die Bun-

desregierung in ihren Flugbetrieb inves-
tierte, andernorts. Für vier Millionen
Euro wurde noch Ende der neunziger Jah-
re der militärische Teil des Flughafens Te-
gel modernisiert, wo die Regierungsflie-
ger bislang Minister und Kanzler an Bord
nehmen. Auch nach Köln-Wahn flossen
weitere Millionen für die Flugbereitschaft.
Vor vier Jahren schließlich war endlich

ein Standort für den neuen Polit-VIP-Ter-
minal gefunden, ein 27 Hektar großes
Gelände westlich des alten Flughafenter-
minals Schönefeld, nördlich vom BER
(siehe Grafik). Die Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben, die Bundesfinanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU) unter-
steht, schrieb einen Wettbewerb für den
Regierungsterminal aus und entschied
sich für den grünen „Gesamtansatz aus
Landschaft und Architektur“ des Ber -
liner Architektenbüros Busmann und Ha-
berer.

während beim BER immerhin die Gebäu-
de stehen, wurde für die Staatsbesucher
bislang nur eine Brache als Bauplatz aus-
gewiesen. Das Empfangsgebäude sowie
notwendige Wartungshallen und Tank -
anlagen existieren nur auf dem Papier.
Bundesverkehrsminister Peter Rams-

auer (CSU) gibt sich bei dem Thema
schmallippig, obwohl er sonst kaum eine
Gelegenheit auslässt, das Versagen der
SPD-Länderchefs Klaus Wowereit und
Matthias Platzeck beim Bau des Haupt-
stadtflughafens zu geißeln. Denn Bundes-
ministerien und -behörden lieferten sich
ein Gezerre um den richtigen Standort
und ließen nicht weniger als fünf Varian-
ten prüfen.
Das dauerte erstens lange und hatte

zweitens abstruse und kostspielige Kon-
sequenzen: So bleiben die Regierungsflie-
ger, anders als ursprünglich geplant, zu-
nächst in Köln-Wahn stationiert. Um die
Kanzlerin oder einen Minister zu trans-
portieren, müssen die Jets weiterhin quer
durchs Land fliegen, um die Politiker erst
einmal abzuholen. Die Leerflüge zwi-
schen Berlin und Köln verschlingen Mil-
lionensummen.
Bislang landen die Regierungsjets in

Tegel. Doch Tegel wird zugemacht, bevor
der Regierungsterminal fertig ist. In der
Übergangszeit sollen Staatsgäste im alten
Schönefelder Abfertigungsgelände an-
kommen. Und weil dort bislang Billig-
touristen von Easyjet und Chartergesell-
schaften reisen, wird der provisorische
VIP-Terminal für 3,6 Millionen aufge-
hübscht – obwohl es vermutlich nur drei
Jahre im Dienst stehen soll. Für jedes da-
von soll der Bund mindestens 2,5 Millio-
nen Euro Miete zahlen.
Dabei war der Regierungsterminal ur-

sprünglich schon vor acht Jahren im ersten
Planfeststellungsbeschluss für den neuen
Großflughafen BER fest vorgesehen. Doch
seither folgt eine Panne dem nächsten Ver-
säumnis. 
Zuerst überlegte man, einfach den Ter-

minal A in Schönefeld zu modernisieren.
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Kanzlerin Merkel in Berlin-Tegel 
Gezerre um den richtigen Standort

Nur gebaut werden konnte der ökolo-
gisch-nachhaltige Polit-Airport immer
noch nicht. Das Verfahren schleppte sich
auch deswegen hin, weil Bund und Flug-
hafengesellschaft Antragsunterlagen wie
Pläne und Gutachten – etwa zum Brand-
schutz – monatelang nicht vorlegten. Die
notwendigen Genehmigungen erteilte das
Land Brandenburg erst im September
2011. Bis dahin hatten sich die veran-
schlagten Kosten mehr als verdoppelt,
von 125 Millionen auf 310 Millionen Euro.
Und bevor der Grundstein gelegt wer-

den kann, muss noch der alte Regierungs-
terminal der DDR weichen. Das pompö-
se, zurzeit von der Bundespolizei genutz-
te sogenannte Generalshotel wurde nach
dem Krieg errichtet. Von 1961 an empfing
das Ost-Berliner Regime dort Staatsgäste
wie Fidel Castro aus Kuba. In holzver -
täfelten Salons stimmten sich SED-Polit-
büromitglieder auf die Reise zu den Ge-
nossen nach Moskau ein.
Die zuständige Brandenburger Behör-

de hält den Bau für kulturhistorisch be-
deutsam, sie stellte ihn unter Denkmal-
schutz. Schäubles Immobilienexperten
legten aber fest, „dass eine Integration
des Generalshotels nicht möglich ist, da
ein Verbleib des Gebäudes mit den Be-
triebsabläufen des Regierungsflughafens
nicht vereinbar ist“. Also soll es abgeris-
sen werden, Denkmalschutz hin oder her.
Vorher muss das Haus nun komplett do-
kumentiert werden, einige bedeutende
Teile wie die tropfenförmigen Fenster der
Telefonkabinen sollen ausgebaut und ge-
rettet werden.
Erst wenn diese Aufgabe für die Nach-

welt erledigt ist, will die Bundesrepublik
den Bau ihres Empfangsgebäudes für
Staatsgäste beginnen, voraussichtlich im
Jahr 2014. Dann soll immerhin der Berli-
ner Großflughafen für die Regierten in
Betrieb sein – zumindest wenn die Eröff-
nung wegen baulicher Mängel nicht ein
viertes Mal verschoben werden muss.

ANDREAS WASSERMANN


